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AbgeordneterMichels: Ich möchte dann den Herren von der ersten Fachkommission
nur kurz mittheilen, daß wir dann die Sitzung morgen nicht abhalten können. (Zuruf:
Warum nicht?)

Wir können doch hier nicht Nachtarbeit einführen. (Oh, Oh! Heiterkeit.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluß 2 Uhr 23 Minuten.)

Vierte Sitzung
im Stcindehausc zu Düsseldorf, am Samstag, den 9. Februar 1901.

Beginn 10 Uhr 15 Minuten.

Tagesordnung.
1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für den Provinziallandtag, den Provinzial-

cmsschuß und die Centralverwaltungsbehördefür die Rechnungsjahrevom 1. April 1901 bis
31. März 1903.

3. Antrag der I. Fachkommisston zum Haushaltsplan zur Zahlung von Pensionen :c. an Provin-
zialbeamte und von Wittwen- und Waisengeldernsowie Unterstützungenan deren Hinterbliebene
für die Rechnungsjahrevom I. April 1901 bis 31. März 1903.

4. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplau über die Besoldungen und anderen persön-
lichen Ausgaben für die bei der Landes-Verstcherungsanstalt„Rheinprouinz" beschäftigten
Provinzialbeamten für die Kalenderjahrevom 1, Januar 1901 bis 31. Dezember 1902.

5. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungskostendes Genossen-
fchllftsvorstandes der Rheinischen landwirthschaftlicheu Berufsgeuossenschaft für die Kalenderjahre
vom 1. Januar 1901 bis 31. Dezember 1902.

6. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungskostender Rheinischen
Provinzial-Feuer.Societiit für die Kalenderjahre vom 1. Januar 1901 bis 31. Dezember1902.

?. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Vcrwaltungskostender Landesbank
der Nheinprovinzfür die Rechnungsjahrevom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

8. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht des Prouinzialausschusses,betreffend den Vermögens-
stand des Rheinischen Provinzialuerbcmdes.

9, Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-Taubstummenanstalten
zu Aachen,Brühl, Elberfeld, Essen, Kempen, Neuwied und Trier, sowie über die Verwendung
der Wilhelm-Augusta-Stiftungund des Unterstützungsfondsfür entlassene Taubstumme für die
Rechnungsjahrevom 1. April 1901 bis 31. März 1903.
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10. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan für die erweiterte Armenpflegeauf Grund
des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für die Rechnungsjahrevom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

11. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Kosten der Leitung und Beauf¬
sichtigung der baulichen Unterhaltmigsarbeiten in den Provinzialciustalten für die Rechnungs¬
jahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

12. Antrag der III. Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Prouinzialausschussesüber die
Ausführung des Gesetzes vom 4. August 1891 über die Vorausleistungender Fabriken :c. für
den Wegebau

13. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Invaliden- und Hinterbliebenen-Versorgung der nicht ruhegchaltsbercchtigtenBeamten,
Angestelltenuud Arbeiter der RheinischenProvinzialverwaltung.

14. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Bewilligung einer Beihülfe zur Beschleunigung der geologisch-agronomischenAufnahmearbeitcn
in der Rheinprovinz.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Die Sitzung ist eröffnet.
Das Protokoll über die Plenarsitzung vom 8. dieses Monats liegt auf dem Tische des

Hauses offen.
Als Schriftführer fungiren für die heutige Sitzung die Herren Verwaltuugsgerichtsdirektor

Linz und Regierungsrath Schrakamp.
Ich habe folgende Eingänge zu Punkt 1 unserer Tagesordnung mitzutheilen:
1. Einen Beschlußdes Provinzialausschusses,welcherauf Anregung der II. Fachkommission

zu der Vorlage, betreffenddie Wahl eines anderen Terrains für die von dem 40. Provinziallandtag
beschlosseneProvinzialanstalt für Epileptische und Geisteskranke an Stelle von „Haus Fichtenhain"
bei Krefeld, gefaßt ist und dem Provinziallandtag vorschlägt, von dem Bau der Anstalt auf diesem
Gute abzusehen, uud im Uebrigen seine Vorschlägeauf der Drucksache 20 aufrechthält.

Der Beschlußwird an die II. Fachkommission, welcher die genannteVorlage noch vorliegt,
zu überweisensein.

2. Einen Beschlußdes Provinzialausschusses,in welchem er in Folge eines Schreibens
Seiner Excellenz des Herrn Ober-Präsidenten vom 4. dss. Mts. die Vorlage, betreffend einige
Aenderungendes Statuts der Feuerwehr-Unfallkasse,zurückzieht.

3. Der Herr AbgeordneteBarthels hat um Urlaub für den 11. dss. Mts. zur Teilnahme
an einer Sitzung des Vorstandes der Rheinisch-WestfälischenTextil-Berufsgenossenschaftgebeten.

Ferner liegt ein Antrag vor, nach welchem der Provinziallandtag beschließen möge:
den Provinzialausschuß zu beauftragen,

I. der KöniglichenStaatsregierung und dem Landtage der Monarchie mitzutheilen,
daß nach der Meinung des Rheinischen Provinziallandtages die Interessen der Rhein¬
provinz die Annahme der dem Landtage der Monarchievorliegenden großen wasser-
wirthschaftlichenVorlage erheischenund daß insbesondere die Verbindung des
Dortmund-Gms'Kancils mit dem Rheine vorab am richtigstendurch die Erbauung
der Emscherthallinicerfolgt;

II. der KöniglichenStaatsregieruug und dem Landtage der Monarchie mitzutheilen,
daß uach der Meinung des Rheinischen Provinziallandtages der Ausbau des
Mosel- und Saarkanals in gleicher Weise geboten ist, wie der Ausbau der in der
Vorlage der KöniglichenStaatsregierung vorgeschlagenen Kanäle.
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Endlich habe ich noch mitzutheilen, daß der Antrag der I, Fachkommission bezüglich der
Vorlage wegen Rücktritts des Herrn Landeshauptmanns eingegangen und Ihnen zugestellt worden ist.

Vor Eintritt in die Tagesordnung hat Herr AbgeordneterFriederichs das Wort,
AbgeordneterFriederichs-Remschcid: Wegen der Reise nach Galkhausen,meine Herren,

muß ich Ihnen mittheilen, daß die Abfahrt uom Hauptbahnhof hier nicht, wie gestern gesagt
worden ist, um 1 Uhr 18, sondern um 1 Uhr 25 Minuten stattfindet.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wir treten in Punkt 2 der Tagesordnung ein:
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für den Provinzial-
landtag, den Provinzialausschuß und die Centralverwaltungsbehürde für
die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

Herr AbgeordneterMarx ist der Referent und ich ersuche ihn, seinen Bericht zu erstatten.
Berichterstatter AbgeordneterMarx: Meine Herren! Wenn ich von den unwesentlichen

Aenderungen, wie sie in einem jeden Etat vorkommen, absehe, so wird dieser Etat beeinflußt
durch zwei Aenderungen,die in den Einnahmen und in den Ausgaben ihre Wirkung zeigen. Die
erstere ist die, daß die Kosten für eine jährliche Einberufung des Landtages eingestellt sind mit
50000 Mark, statt wie bisher für eine zweijährige mit 30000 Mark. Wenn der Betrag von
30000 Mark nicht verdoppelt ist, so hat das darin seinen Grund, daß die Kosten einer jährlichen
Tagung schon wegen der Druckkosten, der Dauer der Tagung und dergleichen nicht so hoch sein
können, als wenn der Landtag alle zwei Jahre zusammentritt.

Für eine jährliche Zusammenberufungdes Landtages wurde in der Kommissiongeltend
gemacht, daß eigentlich grundsätzlichdie Einberufung alljährlich stattzufinden habe. Es wurde
ferner darauf hingewiesen,daß die anderenProuinziallandtage ebenfalls alljährlich zusammentreten,
und es wurde zum Schluß noch betont, daß die ganze Sachlage und die gegenwärtigenVerhält»
nisse es doch angezeigt erscheinenlassen, jedenfalls den Netrag von 50000 Mark diesmal ein¬
zustellen, um die Möglichkeit einer jährlichen Einberufung damit herbeizuführen. Es wurde darauf
hingewiesen,daß bis dahin voraussichtlich ja die Kanaluorlage verabschiedet sei. Es wurde auch
auf die im nächsten Jahre hier stattfindendegroße Ausstellung hingewiesen und angedeutet, daß
alle diese Umstände voraussichtlicheine Einberufung des Landtages im nächsten Jahre nothwendig
machen würden.

Meine Herren, daraus ergiebt sich, daß in die Einnahme ein Betrag aus allgemeinen
Prouinzialmitteln mehr eingestellt werder muß, und das ist denn geschehen in einer Höhe von
20000 Mark.

Was nun die zweite wesentliche Aenderung angeht, so beruht diese in Personalien.
Meine Herren! Diese Frage ist vorentschiedendurch Ihre Beschlüsse,die sie gestern

gefaßt Haben,und die neu bewilligten Stellen finden durch die eingefetzten Gehälter zahlenmäßig
ihren Ausdruck.

Was die Frage der Beseitigung der Landesassessorenund deren Ersetzung durch Landes¬
räthe angeht, so theilte die Kommission vollständig den nunmehr von der Verwaltung eingenommenen
Standpunkt. Die Kommission war aber andererseits den Meinung und hat dem Ausruckgegeben,
daß es nicht angezeigtsei, auch mit dem System der Gerichtsnssessorcn zu brechen. Im Gegen¬
theil, man war der Meinung, daß man diese Institution beibehalten möge, weil darin der beste
Weg gegeben wäre, um geeignete Kräfte wieder heranzuziehen, ohne von vorn herein an diese
doch gebunden zu sein, da ihnen ja der Rücktritt in ihre Verwaltung, in die Justizverwaltung,
jederzeitoffen bleibt,

in
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Meine Herren! Endlich wurde noch ein Punkt berührt, wonach für die 3 Abtheilung«-
dirigcnten ein Betrag von 2700 Mark eingestellt war. Die Kommissionwar der Meinung, daß
es zweckmäßig sei, da die Personen, um die es sich handelt, schon von vornherein feststehen,die
Summe nicht in einer Pauschale zu bewilligen, sondern jedem der in Frage kommenden Herrn
unmittelbar zuzusetzen und zwar als nichtpensionsberechtigte Zulage. In der ersten Vorlage war
dieser Betrag als „widerruflich" bezeichnet. Meine Herren, es ist nun dieses „widerruflich"denn
auch stehen geblieben. Die Widcrruflichkeitverträgt sich aber kaum mit dem Begriffe einer per¬
sönlichen Zulage, denn in keinem Etat werden Sie finden, daß derartige persönliche Zulagen an
höhere Beamte als widerruflichbezeichnet sind.

Ich möchte deshalb, meine Herren, meinerseitshier — und ich habe mich mit einigen
Herren der Kommission nachträglich noch benehmen können — bitten, daß dieses Wort „wider¬
ruflich" hier gestrichen wird.

Im Nebligen, meine Herren, habe ich zu dem Etat Bemerkungennicht zu machen und
wiederhole, daß der Beschlußder I. Fachkommission dahin geht, den Etat, so wie er hier Ihnen
vorliegt, zu genehmigenund das uurbezeichnete Wort „widerruflich" zu streichen.

VorsitzenderFürst zu Wird: Also, meine Herren, es liegt Ihnen unter Nr. 51 der
Drucksachen der Antrag der I. Fachkommission vor, und da würde also in diesem Antrage das
„widerrufliche"Zulage an 3 Stellen gestrichenwerden müssen, nach dem Beschlusseder Fach¬
kommission. Sonst bleibt es bei dieser Vorlage.

Ich eröffnehierüber die Diskussion.— Es meldet sich Niemand zum Wort. —
Ich schließe dieselbe und bitte Diejenigen, die gegen die Annahme sind, sich zu erheben. —

Die Anträge sind einstimmigangenommen.
Dazu habe ich noch zu bemerken, daß die Wahl der betreffenden Beamten inzwischen

erfolgt ist.
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan zur Zahlung von
Pensionen :c. an Provinzialbeamte und von Wittwen- und Waiscngeldern
sowie Unterstützungen an deren Hinterbliebene für die Rechnungsjahre
vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

Es hat ebenfalls der Herr Abgeordnete Marx den Vortrag zu halten. Ich ersuche
ihn, den Bericht zu erstatten.

BerichterstatterAbgeordneterMarx: Meine Herren! Dieser ganze Etat beruht auf der
Bestimmung, wonach 15«/, der pensionsberechtigtenDurchschnittseinkommenaller Beamtenstellen
in Einnahme zu stellen sind. Daraus ergiebt sich dann rechnungsmäßig - die Gesammteinnahme.

Es kommen noch unter Titel I hinzu einige kleine Beträge, beruhend auf besonderen
Abkommenbezüglich einzelner Institute, so der lcindwirthschaftlichen Winterschulen, der Idioten-
crziehungscmstalt zu Huttrop und der Erftniederung-Meliorntionsgenossenschaft.Darans crgiebt sich
dann ein Gesammtmehrvon 37 915 Mark und 35 Pfennig.

Die Ausgaben, meine Herren, setzen sich zusammen aus denjenigenAusgabetiteln, die in
die Etats der einzelnen Verwaltungszweige eingestellt sind. Es werden daraus bestritten die
Pensionen, die Wittwengeldcr und die Unterstützuugen. Der Etat schließt mit der Ziffer 333 700
Mark und das Gesammtmehrmit 42 500 Mark.

Die Fachkommission schlägt Ihnen vor, den Etat, so wie er vorliegt, zu genehmigen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünscht Jemand hierzu das Wort? — Es ist nicht der

Fall, dann nehme ich an, daß das hohe Haus dem Antrage der Fachkommission zustimmt.
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Wir kommen zu Nr. 4:
Antrag der I. Fachkommission zum Haushalsplan über die Besoldungen
und anderen persönlichen Ausgaben für die bei der Landes-Versicherungs-
anstalt „Rheinprovinz" beschäftigten Provinzialbeamten für die Kalender¬
jahre vom 1. Januar 1901 bis 31. Dezember 1902.

Ich bitte Herrn AbgeordnetenMarx ebenfalls den Vortrag zu halten.
BerichterstatterAbgeordneterMarx: Meine Herren! Bei diesem Etat sind lediglichdie

Ausgaben zu begründen,da in Einnahme genau das zu stellen ist, was die Ausgabe ergiebt. Im
allgemeinenist es ja nicht gerade erwünscht, derartige Vortrüge mit einer Reihe von Zahlen auszu¬
statten. Aber, meine Herren, es wird Ihnen doch interessant sein, bei dieser Gelegenheit die
enormen Steigerungen kennen zu lernen, die die Begründung und die Rechtfertigungfür die
erhöhten Ausgaben geben. Die Zahl der Beamten, meine Herren, ist in den letzten 10 Jahren
gestiegen von 35 auf 107, die Zahl der Gefchäftsstücke von 24 000 auf 192 000. Interessanter
noch wird Ihnen die Einnahme sein. Die Einnahme betrug im Jahre 1891 rund 9000000 Mark,
im Jahre 1895 rund 10 000000 Mark und im Jahre 1900 rund 13 500000 Mark.

Das Vermögen,meine Herren, betrug im Jahre 1891 7000 000 Mark, im Jahre 1895
40 000 000 Mark und im Jahre 1900 90 000000 Mark.

Die Renten ohne den Reichszuschuß haben betragen im Jahre 1891 800000 Mark, im
Jahre 1895 2 000 000 Mark und im Jahre 1900 6 000000 Mark.

Meine Herren! Sie werden daraus einmal die erheblichen Mehrleistungenerkennen, aber
auch die Mehrarbeit, die dadurch nothwendig ist und durch welche die Erhöhung der einzelnen
Ausgabepostengerechtfertigtwird. Es wird aber auch erwünschtsein, hier auszusprechen,daß die
Zahlung von 6000000 Mark Renten auch für unfere Provinz eine erhebliche Aufwendung
genannt werden muß.

Was nun die Ausgabe angeht im Vergleich zu anderen Versicherungsanstalten,so liegt mir
eine Vergleichstabellevor, aufgestelltvom Ncichsversicherungsamtund ist der Vergleich gezogen
zu der Zahl der Versichertenund zu den Gesammteinnahmender einzelnen Versicherungsanstalten.
Das Ergebniß ist, daß nach diesem Vergleich die Ausgaben für unfere Anstalt die aller¬
geringsten sind und daß diejenigeAnstalt, die der unsrigen am nächstenkommt, die Anstalt von
Westfalen ist.

Meine Herren, wenn Sie diefes berücksichtigen, so werden Sie finden, daß damit die
Mehrausgaben gerechtfertigtsind.

Die Fachkommission empfiehlt Ihnen, dementsprechend den Etat in Einnahme und Aus¬
gabe mit 249300 Mark festzusetzen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Sie haben ebenfallsdie Anträge der Fach¬
kommission unter Drucksache 5? vorliegen. — Wünscht hierzu Jemand das Wort. — Wenn das
nicht der Fall ist, dann nehme ich an, daß das hohe Haus auch einstimmig den Beschlüssen
bcitritt. — Es ist dieses der Fall.

Nr. 5: Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Ver-
waltungskosten des Genossenschaftsvorstandes der Rheinischen land-
wirthschaftlichen Berufsgenossenschaft für die Kalenderjahre vom
1. Januar 1901 bis 31. Dezember 1902.

Herr Abgeordnetervon Breuning hat dazu den Vortrag zu halten, und ich ersuche ihn,
den Bericht zu erstatten.

10»



76 42, RheinischerProuinzinllandtag, 4. Sitzung am 8. Februar 1901.

Berichterstatter Abgeordneter von Nreuning: Der Hanshaltsplan für die landwirth
schaftlichc Berufsgcnossenschaftfindet sich auf Seite 70 ff. der mitgetheilten Haushaltspläne. Es
wird dort für die Verwaltung in Einnahme und Ausgabe eine Gesammtsummevon 110000 Mark
vorgesehen, also ein Plus gegen die bisherigen Jahre von 4550 Mark. Das Mehrerforderniß
crgiebt sich durch die Nothwendigkeit der Einstellungeines zweiten Landessekretärs,zweier Sekretäre
und eines Kanzlisten, Die Nothwendigkeitder Anstellungdieser Beamten erscheint voll nachgewiesen
durch den bekanntermaßen fortgefetzt zunehmenden Umfang der Geschäfte und Leistungen der
Berufsgenossenschaft. Diese Geschäftsvermehrungbei der Berufsgenossenschaftund die Vermehrung
ihrer Leistungen wird ja auch jedem Landwirth alljährlich recht fühlbar gemacht. Der Beharrungs-
zustaud ist hier noch lange nicht erreicht.

Im Weiteren ist zu bemerken, daß entsprechend dem Grundsatze, wie er für die Haupt¬
verwaltung angenommenist, so auch hier die Stellung des Landcsassefsorsbei der Berufsgenossen-
schaft nicht mehr festgehaltenwerden soll. Dieselbe kommt fortan in Wegfall.

Die Geschäftedes Landesaffessors sollen fernerhin wahrgenommen werden durch wissen¬
schaftliche Hülfsarbeiter, für welche sie einen entsprechenden Kredit in Titel II, 1 des Etats finden
werden. Die I. Fachkommissionhält die einzelnen Positionen für wohl abgewogen und bittet
Sie, den Etat zu genehmigen mit der in der Drucksache Nr. 60 vorgesehenen Maßgabe. Sie
bittet nämlich, dem Landesrathe, welchem die Leitung der Geschäfte der landwirthschaftlichcn
Berufsgenossenschaft im Besonderen obliegt, entsprechendder Bewilligung für die älteren Landes¬
räthe bei der Hauptverwaltung, eine nicht pensionsberechtigtc Zulage von 900 Mark zu bewilligen.

Ich darf wohl auch hier dann, entsprechendden Ausführungen des Herrn Referenten
zu Punkt 1 der Tagesordnung, Sie bitten, diese Zulage lediglichals nicht pcnsionsberechtigte, also
unter Wegfall der Bestimmung,daß dieselbe widerruflichfein solle, bewilligenzu wollen.

Es würde sich hiernach das Erforderniß für die landwirtschaftlicheBerufsgenossenschaft
um 900 Mark erhöhen,der Etat also mit 110 900 Mark in Einnahme und Ausgabe festzustellen
sein. Die Einnahme belastet im Weiteren die Provinz nicht; es weiden die gesummten Kosten
durch Umlage auf die Landwirthe aufgebracht.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Also, ineine Herren, es liegen Ihnen die Anträge auch
hier vor unter Nr. 60 und es würde also ebenfalls das Wort „widerruflich"wegzustreichen sein.
Desgleichen hatten wir das in Nr. 5? bei dem vorher behandelten Punkte wegzustreichen. Das
habe ich vorhin vergessen zu erwähnen.

Also, meine Herren, ich frage, ob Jemand hier zu diesem Antrage unter Nr. 60 das
Wort verlangt? — Wenn das nicht der Fall ist, dann nehme ich an, daß auch diese Anträge
von dem hohen Landtage einstimmigangenommensind. — Es ist das geschehen.

Nr. 6. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungs¬
kosten der Rheinischen Pruvinzial-Feuer-Suzietät für die Kalenderjahre
vom 1. Januar 1901 bis 31. Dezember 1902.

Herr AbgeordneterQuack hat den Vortrag. Ich bitte, denselbenzu halten.
Berichterstatter Abgeordneter Quack: Meine Herren! Der Haushaltsplan der Pru-

vinzial-Feuer-Societät unterscheidetsich nur wenig von den früheren Haushaltsplänen, Nur
zwei Positionen haben eine Veränderung erlitten, die Position 9 und die Position 16.

Im Laufe der Zeit hat die Provinzicil-Feuer-Societät eine immer größere Ausdehnung
ihrer Geschäfte erhalten. Die Zahl der Versicherungenin den letzten zwei Jahren hat sich um
17 514 vermehrt und ist gestiegen auf 539 786 Versicherungen. Die Versicherungsfumme ist um
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242 Millionen auf 3 Milliarden 120 Millionen Mark und die Jahresbeiträge sind von 4 040 752
Mark auf 4 500 000 Mark gestiegen. Brandschäden fanden statt im Jahre 1899 3572, im
Jahre 1900 3757.

Meine Herren! Diese Steigerung der Geschäfte hat nothwendiger Weise eine größere
Arbeit im Gefolge und es haben deshalb neue Kräfte angestelltweiden müssen,um diese Arbeit
zu bewältigen. Sie finden deshalb vorgeschlagen,daß eine Mehranstellung eines Sekretärs unter
Nr. 9 stattfinden soll und dann eine Anstellung von weiteren zwei technischen Sekretären
unter Nr. 16.

Mit den Summen, welche hierfür nothwendig sind, tritt die Erhöhung ein, welche Sie
am Schlüsse des Haushaltsplanes finden. Dazu kommt dann noch, daß die Erhöhung der Besol¬
dungen einfach nach den Besoldungspläneneintreten muß.

Das Einzige, was also als neu hier eingeführt werden muß, ist die Anstellungdieser
drei Beamten und damit ist auch die Mehrausgabe erschöpft und begründet,welche dieser Etat vorsieht,

Es wird deshalb beantragt, daß der Provinziallandtag den vorbezeichncten Haushaltsplan
unverändert annehme. Weiter wurde dann noch in der Kommissiondarauf aufmerksam gcmcicbt,
daß verschiedene Stellen, verschiedene Anordnungen im Reglement nicht übereinstimmen mit der
Provinzialordnuug, besonders in betreff des Einflusses, welchen der Provinziallandtag und der
Provinzilllcmsschußauf die Anstellunghöherer Beamten haben.

Deshalb schlägt Ihnen die Fachkommission,ohne daß sie auf die weiteren einzelnen
Punkte eingegangenist, vor, folgendeResolution zu beschließen:

„Da eine zeitgemäße, den Grundsätzen der geltenden Provinzial-Ordnung besser
Rechnung tragendeAbänderungdes zeitigen Reglementsfür die Provinzial-Feuer-Sozietat
dringend wünschenswertherscheint,wird der Provinzialausschußbeauftragt, Vorschläge
für eine Abänderung des bezeichneten Reglements auszuarbeiten und dem Provinzial
landtage bei seinem nächsten Zusammentretenvorzulegen".

Ich erlaube mir, diese beiden Beschlüsse der Fachkommission zur Annahme zu empfehlen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünschthierzu Jemand das Wort. — Wenn das nicht

der Fall ist, würde ich annehmen, daß auch diese Anträge der I. Fachkommission von dem Land¬
tage einstimmigangenommenworden sind. - Es ist dieses der Fall.

Nr. 7. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungs-
kosten der Landesbank der Rheinprovinz für die Rechnungsjahre vom
1. April 1901 bis 31. März 1903.

Herr AbgeordneterHueck hat das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Hueck: Meine Herren! Der Etat der Landesbank schließt

ab in Einnahme und Ausgabe mit 211800 Mark, einer Erhöhung gegen das Vorjahr von
30 950 Mark. Dieselbe entfällt, um die Haupterhöhung vorweg zu greifen, hauptsächlich auf die
Einstellung der unter Position III, Nr, 5 vorgesehenenAusgabe von 15 000 Mark behufs Ein¬
richtung von Agenturen, von Zahlstellen der Landesbank in der Provinz.

Meine Herren! Die Königliche Regierung hat in wiederholtenund eindringlichenVor¬
stellungenden Wunschgeäußert, laut § 27 der Statuten der Landesbank das landwirthschaftlichc
Darlehnsgeschäftder Landesbank durch Einrichtung von Agenturen zu lokalisiren,um so der land-
wirthschaftlichen Bevölkerungdie Aufnahme unkündbarerbilliger Amortisations-Darlehenleichter zu
gestalten. Für unsere landwirthschaftlichc Bevölkerungist dieses von weittragendsterBedeutung, was
so recht jetzt in den letzten Zeiten des hohen Zins- und Geldstandes in die Erscheinunggetreten
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ist. Wenn Sie berücksichtigen,daß die landwirthschaftlichcn Darlehen in der Provinz 71 736 000 M.
betragen, wovon in dem südlichen Theile der Provinz im RegierungsbezirkTrier, in den Kreisen
Eochem, Kreuznach,Mcisenheim,Simmern, St. Goar und Zell des RegierungsbezirksEoblenz nur
3 879 000 Mark untergebracht sind, also nur ca. 5 bis 5'/^°/, des Gcsammtbetrages, während
94'/° bis 95 "/» in den übrigen Kreisen des RegierungsbezirksCoblenz, im RegierungsbezirkAachen,
Düsseldorf und Köln ihre Unterkunft gefunden haben, so erscheint es dringend nothwendig, daß
besonders in dem südlichen Theile unserer Provinz durch geeignete Pioniere der Segen dieser
unkündbarenAmortisations-Darlehen in immer weitere Kreise getragen wird. In den benachbarten
Provinzen hat sich dieses System sehr bewährt nnd nur gute Seiten, keine Schäden gezeitigt.
In Hannover sind seit circa 30 Jahren 450 Agenturen thätig, in Nassau deren 30, in Hessen ist
es ähnlich, während man in Westfalen damit zurückgeblieben ist.

Diese Agenturen sollen in erster Linie zur Annahme und Vermittelung uou Darlehns
antragen dienen und auch als Zahlstelle für die Zinsen in Kraft treten.

In der Kommission kam nun die Befürchtungzur Aussprache, daß eventuell diese Agen¬
turen unseren blühenden Sparkassen Koncurrenz machen könnten, weshalb sich die Kommission
veranlaßt sah, die Annahme dieses Etats-Postens zu empfehlenmit folgender Resolution:

„Bei der Zustimmung zu der Errichtung der Agenturen wird von der Erklärung des
Landeshauptmanns Kenntniß genommen,daß die Errichtung der Agenturen nur nach
Anhörung der Verwaltungen der Stadtkreise bezw, in den Landkreisender Kreisaus¬
schüsse erfolgen und daß den Agenturen die Annahme von Spareinlagen untersagt
bleiben werde".

Ich bitte das hohe Haus, sich dieser Ansicht anzuschließen.
Bei den übrigen Positionen finden Sie unter Titel I Nr. 2 eine Erhöhung von 7800

Mark, theils veranlaßt durch die Neuerrichtung einer Landesbcmkrathsstelle,welche theilweise
kumpcnsirtwird durch das Eingehen der Stelle des Landesbank-Assessors, ferner durch eine Erhöhung
der Gehälter der beiden LandesbankrätheCaspari und Wiegand um je 900 Mark in gleicher
Weise wie sie den Abtheilungsdirigeutcnzugebilligtworden ist.

Die Kommissionging dabei von der Erwägung aus, daß bei der großen Verantwortlichkeit
der Stellung dieser Beamten und bei der großen Ausdehnung, welche die Kassengeschäfte genommen
— haben wir doch jetzt in der Landesbank einen täglichenKassenumschlag von ca. 1 '/4 Millionen
Mark — diesen Beamten gleichfallseine Aufbesserung zu Theil werde müsse.

Ich beantrage, gleichzeitig wie die Herren Vorredner der AbgeordneteMarx und der
Abgeordnete von Breuning, diese Zulage nicht widerruflichzu gestalten, sundern in gleicher Weise
als nicht pensionsberechtigte Zulage zu bewilligen.

Die Erhöhungen der übrigen Positionen ergeben sich meistens aus der Besolduugsvorlage
oder dadurch, daß Beamte durch ihre Anciennitätsverhältnissein höhere Gehaltsklassen aufgerückt
sind oder daß neue Stellungen wegen des so umfangreich gewordenenVerkehrs haben geschaffen
werden müssen. Die Begründungen ergeben sich aus den beigedrnckten Bemerkungen.

Ich beantrage im Namen der I. Fachkommission, den Etat der Laudesbanl in Einnahme
und Ausgabe auf 211800 Mark festzustellenund die vorgeschlagene Resolution zu Position III,
Nr. 5 anzunehmen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich stelle diese Anträge zur Diskussion.
Wünscht Jemand das Wort? — Es ist nicht der Fall, dann nehme ich an, daß der hohe

Landtag auch diese Anträge einstimmig annimmt. — So ist es.
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Antrag der I, Fachkommission zum Bericht des Pruvizialausschusses,
betreffend den Vermögensstand des Rheinischen Provinzialverbandes.

Herr Abgeordneter von Wätjen hat den Bericht zu erstatten, und ich ersuche ihn den
Vortrag zu halten.

Berichterstatter Abgeordneter von Wätjen: Meine Herren! Die Uebersichtdes Ver-
mügensstllndes des Rheinischen Provinzialverbandes liegt Ihnen in Drucksache Nr, 2 vor. Ich
kann mich wohl darauf beschränken, nur einzelne Positionen, die bei der Besprechungin der
Fachkommission zu besondererErörterung kamen, hier kurz zu erläutern.

1a. Die Summe Hauptverwaltung: 650 000 Mark — Sie erlassen mir wohl, die
Hunderte hinzuzufügen— setzt sich aus dein Barbestände und aus deu Ueberschüssen der letzten
Jahre bis zum 1. April 1900 zusammen.

Bei Nr. 4 finden Sie noch die Position von 165 000 Mark Schulden beim Fonds zur
Errichtung eines Kaiser Wilhelm-Denkmals. Diese 165 000 Mark werden in diesem Jahre aus¬
weislich der Ihnen sonst zugegangenenVorlagen aus den Fonds der Landesbank getilgt werden.

Bei Nr. 6 finden Sie als Aktivumnoch einen Fonds von 5746 Mark für die monu¬
mentale Ausführung einer Figurengruppe am Ständehause. Dieser Fonds soll weiter geführt und
zur dauernden Unterhaltung dieser Gruppe verwandt werden.

Der Unterstützungsfondsfür entlassene Taubstumme hat sich von 2? 000 auf 24 000
Mark vermindert, da ein Theil desselben verwandt werden mußte.

Der Unterstützungsfondsfür entlasseneBlinde hat sich in erfreulicherWeise von 95 000
Mark auf 147 000 Mark erhöht, da diesem Fonds zwei Vermächtnisse zugefallensind, deren schon
gestern hier gedacht worden ist.

Bei Position 20, Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten, finden Sie mehrere Schuldenpusten
aufgeführt, so bei Düren, Galkhausen,Grafenberg, Merzig, die durch die Anleihe, wegen deren
Ihnen noch eine besondere Vorlage in der Drucksache 1? gemacht worden ist, getilgt werden sollen.

Die Schuld der ArbeiterkolonieUrft in Höhe von 96 000 Mark wird durch den Land-
armenverband mit Z'/«"/« verzinst und mit 1"/» Amortisation getilgt werden.

Bei Nr. 33 möchte ich erwähnen, daß das Aktivvermögender Provinzial-Arbeitsanstalt
zu Vrauweiler sich von 1730000 auf 1836 000 Mark erhöht hat infolge von Landantaufen.

Im Uebrigen schließt, wie Sie auf Seite 1? sehen können, das Vermögendes eigentlichen
Provinzialverbandes mit 29552 000 Mark im Aktivum und 9895 000 Mark Schulden ab.

Hierbei könnte ja auffallen, daß in der ersten Sitzung des Landtages beim Ctatsvortrage
seitens des Herrn Landeshauptmanns erwähnt wurde, die Rheinprovinz habe 13 000000 Mark
Schulden. In der That bezieht sich die Aufstellung, die ich Ihnen vorzutragen die Ehre habe,
auf den 1. April 1900; und bis zum augenblicklichen Zeitpunkt haben sich die rechnungsmäßig
auszuweisenden Schulden der Rhcinprovinz allerdings auf die Summe von 13000 000 Mark erhöht.
Der Herr Landeshauptmann hat die Güte gehabt, mir eine Aufstellung darüber zukommenzu
lassen. Darnach setzen sich die Schulden von 9895 000 Mark, die hier in der Drucksache erwähnt
sind, zusammen aus der alten Irrenbauschuld von 4 597 000 Mark und aus den Ausgaben für
Anstaltsbauten mit rund 5 Millionen Mark. Dazu kommt dann die Schuld des Fonds für das
Kaiser Wilhelm-Denkmal und für die ArbeiterkolonieUrft, so daß die Gesammtsumme9895 000
Mark ergiebt. Hierzu sind im Monat Juli des Jahres 1900 auf Anleihe übernommeneVorschüsse
hinzugetretenfür die Herstellung von Kleinpflaster 349 000 Mark, für Großpftaster und Brücken
660 000 Mark, rund eine Million Mark. Ferner vorschußweise geleistete Ausgaben für Anstalts-
bauten 935 000 Mail und weiter für Klein- und Großpftaster 660 000 Mark, so daß sich die
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Gesmnmtschuld rechnungsmäßig auf rund 12 ^ Millionen beläuft, wozu noch nicht abgerechnete
Kredite für in Ausführung begriffeneAnstaltsbauten mit ^2 Million kommen,also im Ganzen in
runder Summe 13 Millionen Mark.

Es versteht sich von selbst, daß auch das Vermögen entsprechend gestiegen ist insofern, als
die Bauten der einzelnen Institute nunmehr mit höheren Werthen in Rechnung zu stellen sind.

Die Fachkommission, meine Herren, beantragt, den Bericht des Provinzialausschussesüber
den Vermögensstandder Rheinprovinz durch Kenntuißnahme für erledigt zu erkläre,,. Ich schließe
mich diesem Antrage an.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ist hierzu etwas zu bemerken? — Wenn das nicht der
Fall ist, nehme ich an, daß das hohe Haus die Sache ebenfalls durch Kenntnißnahme für erledigt
erklärt. — Es ist so.

Wir kommenzum
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Prouinzial^
Taubstummenaustalteu zn Aachen, Brühl, Elberfeld, Essen, Kempen,
Neuwied und Trier, sowie über die Verwendung der Wilhelm-Augusta-
Stiftung und des Unterstützungsfonds für entlassene Taubstumme für die
Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

Herr AbgeordneterSpiritus ist Berichterstatter,ich bitte ihn, seinen Vortrag zu halten.
Berichterstatter Abgeordneter Spiritus: Meine Herren! Es ist eine erfreuliche

Erscheinung,daß trotz des Wachsens der Bevölkerung in der Rheinprovinz die Zahl der Taub¬
stummen nicht nur nicht zunimmt, sondern in gewissen Bezirken in der Abnahme begriffen ist.

Wir haben z. Z. in unseren sieben rheinischenProuinzial-Taubstummenanstalten rund
400 Taubstumme. Durch die Fürsorge der Provinzialverwaltung ist es erreicht, daß unsere
Anstalten nach jeder Richtung hin für die Taubstummen genügen. Es braucht Niemand abge¬
wiesen zu werden, der sich als taubstumm für die Anstalt meldet. Auch trotz der Einrichtung
des 8jährigen Kursus genügen die Anstalten. Visher war, wie Sie wissen, nur ein 6jähriger
Kursus für die Taubstummen eingerichtet. Seit dem vorigen Jahr ist es aber möglich geworden,
einen 8jährigen Kursus ins Leben zu rufen, alfo die taubstummen Kinder so lange zu uuterrichten
wie die normal beanlagten, sicherlich eine segensreiche Einrichtung sowohl für das taubstumme
Kind, das mit Recht einer großen Sorge bedarf, als auch für die Lehrer, da der Unterricht des
Taubstummen mühevoller ist wie der des Gesunden.

Die Provinzialverwaltung ist auf allen Gebieten bemüht gewesen, ihre Fürsorge für die
Taubstummen eintreten zu lassen. Ich möchte hier besonders hervorheben, daß die Untersuchung
der Taubstummen sowohl, wenn sie in die Anstalt eingebrachtwerden als auch während der Zeit,
wo sie in der Anstalt untergebracht sind, wiederholt stattfindet. Die Untersuchungenerstrecken sich
auf die Ohren-, Nasen- und Rachen-Organe, und wo sich herausstellt, daß durch operative»
Eingriff dem Uebel gesteuert werden kaun, geschieht das und meist mit Erfolg. Man hat die
Untersuchungenneuerdings auch ausgedehnt auf die Augen der Taubstummen. Das Auge muß
dem Taubstummen das Gehör ersetzen und ist für ihn dieses Organ noch wesentlicherund wich¬
tiger als für uns andere.

Auch ist die Provinz mit Erfolg, wie schon seit langem so auch in neurer Zeit bemüht,
für die Fortbildung und Unterweisung der Taubstummen für ihren weiteren Lebensberuf zu
sorgen^ insbesonderesie auszubilden im Handwerk und in der Landwirthschaft. Gerade in letzterer
Hinsicht sind die schönsten Erfolge erzielt worden. Es ist die Ansichtder Taubstummenlehrerund
der Männer, die dem Tnubstummenwesennäher stehen, daß die Beschäftigung in der Landwirth-
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schuft für die Taubstummen besondersgeeignetsei, sowohl für die Knaben wie für die Mädchen.
Gerade die Mädchen können in landwirthschaftlichenVerrichtungen, die mit dem Haushalt in
näherer Beziehung stehen, am besten in den praktischen Lebenöberufeingeführt werden.

Noch möchte ich kurz hervorheben die Bemühungen und Erfolge der Provinz in der
Ausbildung der schwachbegabten Taubstummen. Es hat sich als ein wesentlicherUebelstand
herausgestellt, daß in den Taubstummenanstalten die schwach begabten Kinder mit den besser
beanlagten zusammenwaren. Die besser Veranlagten litten naturgemäß unter der Anwesenheit der
schwach begabten. Die letzterenhemmten den Unterricht,der an und für sich für den Lehrer ein
mühevollerund schwerer ist. Nachdemnun die schwach Begabtenvon den besser Beanlagtengetrennt
sind, die katholischen Kinder nach Huttrop bei Essen und die evangelischen nach Neuwied gebracht
worden sind, ist sowohl für die gut Beanlagten mehr zu erreichen, als auch für die schwach Begabten,
denen eigens ausgebildete Lehrer zur Seite stehen, die besonders durch Unterweisung in der
Gebärdenspracheauf diefe schwachbegabten Kinder einwirken.

Diese verschiedenen erfolgreichenBemühungenunferer Provinzio.lv erwaltung, insbesondere
die Einführung des 8-jährigen Kursus haben eine Erhöhung der Etats zur Folge gehabt. Wir
haben im Gesamtetat unserer 7 Taubstummenanstalteneinschließlichder Wilhelm-Augusta-Stiftung
ein Mehr zu verzeichnen von 33 345 Mark gegen den vorjährigenEtat. Dies beruht hauptsächlich
auf der schon eben erwähnten Einrichtungdes 8-jährigen Kursus. Hierdurchsind selbstverständlich
mehr Lehrkräfte nothwendig und da die Kinder länger in den Anstalten bleiben, erwachst«auch
mehr fachlicheKosten. Eine kleine Erhöhung des Etats ist auch darauf zurückzuführen, daß die
Pflegesätze durchgängig in letzter Zeit höhere geworden sind, was sich mit der allgemeinen
Steigerung der Lebensbedürfnisse erklärt,

Meine Herren! Ich möchte meinen Bericht nicht schließen, ohne im Auftrage der II. Fach¬
kommission hier auszufprechen, daß wir aus den Berathungen in der Kommission mit Befriedigung
erkannt haben, welche Fortschritte unser Taubstummenwesen,die Heranbildung und Belehrung
unserer Taubstummen in der Rheinprovinz in den letzten Jahren gemacht hat und möchte nicht
verfehlen,namens der Fachkommission der Provinzialverwaltung für ihre mühevolle aber erfolgreiche
Arbeit unfern Dank auszufprechen.

Meine Herren! In der Kommission ist sodann eine Frage berührt worden, die in einem
gewissen Zusammenhangmit der Frage der Taubstummen-Heilanstaltensteht; es ist dies die Frage
des Stotterns. Die Fachkommission hat beschlossen, dem Provinziallandtag folgendenAntrag zu
unterbreiten:

„Der Provinziallandtag wolle den Prouinzialausschußbeauftragen,Erhebungendarüber
anzustellen, ob in der Provinz ein Bedürfniß vorhanden ist, Einrichtungenzu treffen
oder weiter zu entwickeln,welche die Heilung des Stotterns bezwecken, und im Falle
der Bejahung der Bedürfnißfrage zu erwägen, in welcher Weife die Provinzialver¬
waltung auf diefem Gebiete mithelfendthätig fein könnte".

Meine Herren! Das Stottern ist ein Uebel, welches mehr verbreitet ist, als man glaubt.
Wer dem Volksschulleben, überhaupt dem Schulleben, näher steht, macht die Erfahrung, daß zahl¬
reiche Kinder, die einen mehr, die anderen weniger von diesem Uebel befallen sind. Sie weiden
mir beipflichten, daß das Uebel des Stotterns ein solches ist, das dem damit Behafteten in vielen
Fällen einen Lebensberufunmöglichmacht. Zum Beispiel wird es nicht möglich sein, daß ein
stotternder Knabe den Lehrerberufergreift, der Soldatenstand wird ihm verschlossensein, zum Theil
die juristische Karriere und die Rechtsanwaltschaft.

ii
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Die Krankheitdes Stotterns ist auf verschiedene Ursachen zurückzuführen. Es sind theils
centrale Störungen, die vom Gehirn ausgehen, theils periphere,die durch äußere Schäden, Wolfs¬
rachen und dergleichen, hervorgerufenweiden.

Das Stottern wirkt vielfach ansteckend, und die Lehrer, die mit stotternden Kindern zu
thun haben, machenstets wieder die Erfahrung, daß andere Kinder, die in naher Berührung Und
Beziehungzu stotterndenKindern stehen, sich dieses Uebel leicht angewöhnen. Es ist daher Pflicht
derjenigen Verwaltungen, die mit der Jugend zu thun haben, sich die Frage vorzulegen,was kann
gegen das Uebel des Stotterns geschehen.

Es ist schon seit längerer Zeit von der Königlichen Staatsregierung angeregt worden, daß
kommunaleEinrichtungenin den Volksschulenmit Rücksichtauf das Stottern getroffen werden.
Bereits im Jahre 1888 ist von dem Herrn Kultusminister in Potsdam ein Kursus eingerichtet
worden, wo Lehrer Unterricht erhalten, um das Stottern zu heilen. Aber die Einrichtungen
scheinen noch nicht in einem solchen Maße getroffen zu sein, daß sie sich auf alle Kreise der Provinz,
insbesondereauch auf das platte Land, erstrecken. Die meisten größeren Städte haben bereits seit
längeren Jahren, man kann wohl sagen seit einen: Jahrzehnt, Heilkurse für stotternde Kinder mit
ihren Volksschulen verbunden. Speziell in der Stadt, die ich vertrete, in Bonn besteht ein solcher
Kursus seit 1888, und zwar mit viel Erfolg. Ich habe mir über die Zahlenverhältnisse der
stotternden Kinder in Bonn, als ich mit dem Referat betraut wurde, Mittheilung machen lassen
und kann wohl annehmen, daß diese Verhältnisse in der Provinz ziemlich gleichartig sein weiden.
Von 5000 Bonner Kindern, die die Volksschule besuchen,sind zur Zeit 30 Kinder in dem Heil-
tursus für Stotterer. Da dieser Heilkursuserst mit dem vierten Schuljahre beginnt, also nach der
Hälfte der Schulzeit, kann man annehmen, daß die doppelte Zahl stottert. Das würde also eine
Zahl von etwa 60 stotternden Kindern auf 5000 Volksschule! sein und einem Prozentsatz von
1 l/l entsprechen. Sie sehen, meine Herren, das ist eine große Zahl, und es ist wahrlich geboten,
sich zu fragen, wie man da helfend einschreitenkann. Das ist, wie bemerkt, in den Städten
möglich nach den bisherigen Einrichtungenund auch dort mit Erfolg durchgeführt. Dagegen auf
dem Platten Lande sind die Einrichtungennicht und das scheitert im Wesentlichen an dem Kosten¬
punkt, da man den weniger bemittelten Kommunen nicht ausinnen kann, ihre Volksschullehrer nach
Potsdam zu schicken, um sie dort in dem Kursus ausbilden zu lassen. Hier, meine Herren, ist der
Punkt, wo ich auf die mithelfendeThätigkeit der Provinz komme.

Die Heilung des Stotterns ist an sich keine Aufgabe,die der Provinz überwiesenist, wie
das bei den Taubstummen der Fall ist.

Wohl aber wäre es möglich — und wir haben die Frage in der Fachkommission sehr
eingehend berathen — daß unter Mitwirkung unserer erprobten TaubstummenlehrerLehrer heran¬
gebildetwerden, die in alle Kreise und Schichten der Bevölkerung hinein gehen, Volksschullehrer
sowohl in der Stadt wie auf dem Lande, die mit der Heilung des Stotterns vertraut sind.

Wir haben in der Provinz ? Provinzial-Taubstummenanstaltenund in Köln ist die achte
Anstalt. Diese Taubstummenanstaltensind ziemlich gleichmäßig auf die Regierungsbezirkevertheilt.
Es würde nun nicht allzu schwer sein, Mittel und Wege zu finden, daß in organischein Zusammen¬
hange mit diesen TaubstummenanstaltenKurse eingerichtet werden könnten, in denen unsere Volksschul-
lchrer in der Heilung des Stotterns unterwiesenwerden. Auch ist die Möglichkeitvorhanden, daß
die Taubstummeulehrerin den Kreisstädten und in den größeren Orten auf dem Lande den Volks-
schullehrern Unterweisungenund Unterricht in der Heilung des Stotterns geben. Diese Einrichtungen
würden die Provinz finanziell nicht belasten, da die Kommunen,wenn ihre Lehrer an einem solchen
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Kursus theilnehmeu,eine gewisse Vergütung bezahlen tonnten. Es ist aber damit die Möglichkeit
gegeben, die Kenntniß des Stotterns und seiner Heilung in die weitesten Kreise, insbesonderein
die Kreise unserer Volksschullehrer, zu bringen.

Die II. Fachkommission glaubt Ihnen die Anregung geben zu sollen, bezügliche Ermittel¬
lungen anzustelleilund insbesondereden Provinzialausschuß zu bitten, seinerseits zu erwägen,
inwieweit unter der eben skizzirten Mitwirkung der Provinz dem Uebel des Stotterns gesteuert
weiden kann. Ich mochte den Wunsch aussprechcn,daß, wie wir in unserer Heimathprooinzdie
schönsten Erfolge auf dem Gebiete der Heilung und Belehrung der Taubstummen zu verzeichnen
haben, diese Anregung dazu beitragen möge, auch für die Stotterer eiue Besseruugherbeizuführen,
(Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich frage, ob Jemand hierzu das Wort wünscht. — Das
ist nicht der Fall. Dann nehme ich an, daß der hohe Landtag sowohl mit der Annahme des
Haushaltsplans als mit der Annahme der Resolution einstimmigeinverstandenist. Der Antrag
ist hiernacherledigt.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 10:
Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan für die erweiterte
Armenpflege auf Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für die Rechnungs¬
jahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

Herr AbgeordneterDr. Stratmnnn ist Berichterstatter. Ich gebe ihm das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Stratmnnn: Meine Herren! Das Gesetz über die

erweiterte Armenpflege vom 11. Juli 1891 legt der Provinz die Verpflichtung auf, für die
Geisteskranken,Idioten, Taubstummen und Blinden Sorge zu tragen, insofern sie erstens der
Anstaltspssegebedürftig sind und zweitens aus allgemeinen Armenmitteln unterstützt werden
,nüssen. Der Bestand dieser Art von Kranken und Gebrechlichen betrug am 1. April 1900 7756
gegen 745? im Vorjahre, also ein Plus von 299.

Aus diesen großen Zahlen erklärt sich auch die Höhe des Etats, der mit 3 544 000 Mark
in Einnahme und Ausgabe balancirt, erklärt sich ferner die Höhe des Zuschussesaus Provin-
zialmitteln mit einer Million Mark, das ist 50000 Mark mehr, als im Vorjahre. Die Gründe
dieser Mehrerfordernissefinden Sie auf Seite 379 naher angegeben.

Die II. Fachkommission hat Ausstellungenan diesen: Etat nicht zu machen gehabt und
sie beantragt deshalb:

„Der Prouinziallandtag wolle den vorbezeichneten Haushaltsplan unverändert
annehmen."

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren, es wird Ihnen die unveränderte Annahme
des Haushaltsplans empfohlen. Ist hiergegen etwas zu erinnern? — Wenn das nicht der Fall
ist, nehme ich an, daß der hohe Landtag auch hiermit einverstandenist.

Es folgt nun der
Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Kosten der
Leitung und Beaufsichtigung der baulichen Unterhaltungsarbeiten in
den Provinzialanstalten für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis
31. März 1903.

Herr Abgeordneter Schratamp ist Berichterstatter. Ich ersuche ihn, den Vortrug zu halten.
Berichterstatter Abgeordneter Schrakamp: Meine Herren, zu dem Haushaltsplan,

über den ich hier zu berichten habe, findet sich nur zu bemerken, daß die Ausgaben gegen
11*
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die Vorjahre sich um 890 Mark erhöht haben, um 50 Mark für vermehrte Portoauslagen
und um 840 Mark an Vergütungen, welche für die Leitung und Beaufsichtigung der baulichen
Unterhaltungsarbeiten an den Heil- und Pflegeanstalten zu Merzig und Grafenberg nach Auf¬
lösung der Baubüreaus dafelbst nöthig werden.

Ich bitte Sie, dem Antrage der II. Fachkommission Ihre Zustimmung zu ertheilen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren, auch hier würde ich, wenn kein Widerspruch

erfolgt, annehmen, daß der hohe Landtag auch diefen Haushaltsplan einstimmig angenommen
hat. — Es ist dies der Fall.

Wir kommen nunmehr zum
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses über die Ausführung des Gesetzes vom 4. August 1891 über
die Vorausleistungen der Fabriken :c. für den Wegebau.

Herr AbgeordneterFreiherr von Scheibler ist Berichterstatter,und ich ersuche ihn, seinen
Bericht zu geben.

BerichterstatterAbgeordneterFreiherr von Scheibler:
Meine Herren! Diejenigen Herren, die an der letzten Tagung des ProuinziallandtageZ

theilgenommenhaben, werden sich ohne Zweifel der interessantenVerhandlungen erinnern, die sich
an die Frage der Weitererhebungder Vorausleistungenfür den Wegebau geknüpft haben. Das
Ergebniß dieser Verhandlungen war die Aufstellungderjenigen 5 Punkte, die die DrucksacheNr. 22
enthalt. Es wurden dort 5 Grundsätze aufgestellt, welche der Provinzialverwaltung bei der
Ausführung des Gesetzes vom 4. August 1891 weiter zur Leitung zu dienen hatten. Die Grund¬
sätze sind kurz dahin zu präcisiren,daß die Vorausleistungen erstens erhoben werden sollen für eine
Erhebliche Abnutzung derjenigen Straßen, auf welche das Gesetz von, 4. August 1891 bisher
Anwendung findet; zweitens, daß die Beiträge für das Kalenderjahr erhoben werden sollen, indeß
die Einstellung in das auf das Kalenderjahr folgende Rechnungsjahr erfolgen soll. Ferner soll bei
Festsetzungder Beiträge eine billige Rücksichtsowohl ans die Interessen des Straßenverwaltung,
als auch auf die Interessen der betheiligtenFabrikbetriebegenommenwerden. Kleinere Betriebe
sollen von der Beitragsleistimg verschont werden, und zwar wurde die Minimalgrenze auf
200 Mark festgesetzt. Endlich soll fünftens dahin gewirkt weiden, daß mit den heranzuziehenden
Betrieben Abkommen getroffen werden, welche ein für allemal die Vcitragsleistuugregeln.

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätzeist dann seit der letzten Tagung verfahren worden,
und diese Grundsätzehaben sich in der Ausführung bewährt.

Es hat sich namentlich gezeigt, daß der bisherige Widerstand gegen dieses Gesetz immer
mehr im Schwinden begriffen ist, und es ist namentlichbei der Vertragsabschließungseitens der
Provinzialverwaltung mit möglichsterSchonuug und möglichstemEntgegenkommengegen die
Industriellen verfahren worden. Allerdings hat sich ans diesem Verfahren eine geringe Minder¬
einnahme herausgestellt, welche indeß nicht so wesentlich ist, daß der ProvinzialausschußIhnen
vorschlagen zu müssenglaubte, den Etatscmsatz zu ermäßigen.

Es ist ferner wiederholt beschlossenworden, bei der Königlichen Staatsregierung dahin zu
wirken, daß das Gesetz auch auf die früheren Staatsstraßen ausgedehnt werden solle, indem man
von der Voraussetzungausging, daß gerade die bisherige verschiedene Behandlung der früheren
Bezirksstraßenund der vormaligen Staatsstraßen ein Hauptpunkt war, der geeignet war, den
Widerstand der Industrie gegen die Ausführung dieses Gesetzes zu stärkenund zu fördern.

Es ist dann seitens Sr. Excellenz des Herrn Oberpriisidentender Antrag --------------
Glocke des Vorsitzenden.)
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich bitte, die Privatunterhaltungen etwas leiser
zu führen.

Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Scheibler (fortfahrend) — — — des
Provinziallandtages der Staatsregierung unterbreitet und befürwortetworden, und der Erfolg dieser
Beschlußfassungund Befürwortung hat sich in der Thronrede bereits gezeigt, indem dort in Aus¬
sicht gestellt ist, daß die Heranziehung gewerblicher Unternehmungenzu Vorausleistungenfür den
Wegebau für die ganze Monarchie thunlichsteinheitlich und gleichmäßig geregelt werden soll und
ein hierauf gerichteter Gesetzentwurf voraussichtlich noch in der gegenwärtigen Tagung dem Landtage
der Monarchieunterbreitet werden soll.

Die III. Fachkommissionhat nun den Antrag des Provinzialcmsschusseszu ihrem
eigenen gemacht und schlägt Ihnen lediglich vor:

„Der Provinziallandtag wolle den Bericht des Provinzialausschnssesüber die Aus¬
führung des Gesetzes vom 4. August 1891, betr. die Vorcmsleistunge.nder Fabriken lc-
für den Wegebau, durch Kenntnißnahmefür erledigt erklären".

VorsitzenderFürst zu Wied: Wünscht Jemand hierzu das Wort? — Wenn das nicht
der Fall ist, so nehme ich an, daß der hohe Landtag dem Antrag der Fachkommissionbeitritt
und die Angelegenheitdurch Kenntnißnahmefür erledigt erklärt. — Das ist der Fall.

Wir gehen über zur nächsten Nummer unserer Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschnsses, betreffend die Invaliden- und Hinterbliebenenversorgung
der nicht ruhegehaltsberechtiglen Beamten, Angestellten und Arbeiter
der Rheinischen Provinzialuerwaltung.

Herr Abgeordneter von Kruse ist Berichterstatter. Ich ersuche ihn, seinen Bericht zu halten.
Berichterstatter Abgeordneter von Kruse: Meine Herren! Eine größere Reihe von

kommunalenVerbänden und Großindustriellenunserer Provinz ist bereits dazu übergegangen,eine
Invaliden- und Hinterbliebenenversorgungfür ihre Arbeiter einzuführen, die über die Leistungen
der sozialpolitischen Gesetzgebung hinausgeht. Auch der Provinzialausschuß hat sich nunmehr mit
der Frage befaßt und hat Ihnen einen Antrag mit Begründung unterbreitet, den Sie in der
Drucksache 23 vorliegend finden.

Meine Herren! Dieser Antrag dürfte nach drei Richtungen hin einer kurzen Prüfung zu
unterziehensein: erstens, ist die Einrichtung nothwendig und zweckmäßig?zweitens, in welcher
Weise soll sie durchgeführtwerden? und drittens, wie wird ihr finanziellerEffekt auf den HauS-
haltsetat der Provinz sich darstellen?

Meine Herren! In ersterer Beziehungdürfte die Provinz nnt einer entsprechendenBeschluß¬
fassung eine sozialpolitischePflicht der Fürsorge ihren Arbeitern und Angestellten gegenüber
erfüllen, und sie dürfte dadurch auch in der Lage sein, sich einen Stamm von tüchtigen, mit
ihren Obliegenheiten vertrauten Arbeitern zu schaffen und zur Zufriedenheit dieser Leute ein
Erheblichesbeizutragen.

Meine Herren! Sie finden in der Vorlage des Provinzialausschusseseine Reihe von
kommunalen Verbänden aufgeführt, die bereits einen derartigen Versuch unternommen haben.
Ich will mich darauf beschränken, nur hervorzuheben, daß in der Nheinprovinzdie Städte Köln,
Essen und Düsseldorfdiese Versorgung durchgeführthaben. Im allgemeinen sind die Leistungen
der Städte so geordnet, daß die Arbeiter nach zehnjähriger Dienstzeit bezw. bei Köln nach
zwanzigjähriger Dienstzeiteine Unterstützungvon 20"/n ihres Einkommens beziehen, welche von
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Jahr zu Jahr um 1 bis 1'/,°/» bis zu 65"/» bezw. bis zu 75"/° steigt. Daneben ist auch ein
Wittwen- und Waisengeld festgesetztworden.

Meine Herren! Nachdem diese kommunalenVerbände und zahlreiche Großindustriellein
dieser Beziehung vorangegangen sind, wird auch die Rheinische Prouinzialverwaltung, als die
größte öffentliche Korporation der Provinz, selbst nicht langer zurückbleiben können, und dürfte'
deshalb die Einführung dieser Invaliden- und Hinterbliebenenversorgungals durchaus nothwendig
und zweckmäßig zu bezeichnen fein.

Meine Herren! Die Einführung soll nun in der Weise erfolgen, daß gewisse Grundsätze
aufgestellt sind, die Sie auch in der Drucksacheaufgeführt finden, die sich im Wesentlichen
anschließenan die Grundsätzeüber die Pensionirung der rheinischen Provinzialbeamtcn uud über
die Wittwen- und Waisenversorgungder genannten Beamten. Ich möchte daher davon absehen,
auf die einzelnenBestimmungen dieser Grundsätze einzugehen. Ich hebe nur hervor, daß also
den rheinischen Arbeitern, Angestellten und nicht ruhegehaltsberechtigtenBeamten auch ein
Invalidengeld nach 10jähriger Dienstzeit von 20°/« ihres Gehalts gewährt werden soll, das von
Jahr zu Jahr um l'/««/, bis 65«/« steigt. Der Mindestbetrag soll 200 Mark ausmachen, der
Mindestbetrag des Wittwengeldes 150 Mark; Halbwaisen beziehen '/b, Ganzwaisen ^/, des
Wittwengeldes.

Meine Herren! Der grundsätzliche Unterschied zwischen diesen Grundsätzenund den ent¬
sprechenden Grundsätzenfür die festangestellten Provinzialbeamten liegt darin, daß den Prouinzial-
beamten ein Rechtsanspruchauf Gewährung der Pension zusteht, während im vorliegendenFalle
es sich nur um eine freiwillige Unterstützunghandeln soll, über die der Provinzialausschuß in
jedem einzelnenFalle zu beschließen hat und die auch i» jedem Falle widerruflichist.

Meine Herren! Dieser prinzipielle Unterschiedmußte deshalb in die Grundsätze auf¬
genommenwerden, weil die Beamten eine längere Vorbereitung für ihren Beruf nöthig haben und
einen besonderenBefähigungsnachweiserbringen müssen. Das wird von den Arbeitern nicht ver¬
langt, die schließlich auch jederzeit ihre Stellung wieder aufgeben tonnen, wenn sie Gelegenheit
haben, sich zu verbessern. Dann aber stehen den Rechten der Beamten erhebliche Pflichten gegen¬
über, deren Erfüllung durch die Disziplinar-Gesetzgebunggesichert ist und deren Verletzung bis zum
Verlust der Pension, überhaupt zu de» grüßten Nachtheilenfür den Beamten führen kann. Das
ist bei den Arbeitern nicht der Fall, und deswegen dürfte es sich wohl empfehlen, daß den Arbeitern
diese Unterstützungsgeldernur als Lohn für treue und zuverlässige Dienste gewahrt werden, daß
ihnen aber ein Rechtsanspruchauf dieselben nicht zur Seite steht.

Der Provinzialausschußhat es ferner für angemesfengehalten, diese Untcrstützungsgcldcr
etwas niedriger zu normiren als die Pensionen der Provinzialbeamten. Sie sollen mit 20°/»
anfangen und bis zu 65 "/„ steigen, während bei den Provinzialbeamten die Pensionen mit 25«/»
des Gehalts nach 10 jähriger Dienstzeit anfangen und bis zu 75°/«, also von ^g<> bis zu "/«<>
steigen. Meine Herren, auch dies hängt mit der Stellung der Beamten im Vergleich zu der
Stellung der Arbeiter zusammen, uud es ist auch besondersdabei in Erwägung gezogen worden,
daß die nicht mit Ruhegehalt angestelltenArbeiter zum Theil einen höheren Lohn beziehen, wie
die entsprechenden Beamten, die mit Ruhegehalt angestellt sind. Also auch in dieser Beziehung
ist eine Abweichungzwischenden Reglements für die Beamten und diesen Grundsätzen für die
Arbeiter vorhanden.

Eine wichtige Frage, meine Herren, ist es nun noch, inwieweit die auf Grund der sozial¬
politischen Gesetzgebung den Arbeitern zustehenden Renten, also Unfallreutcn,Alters- und Invaliden-
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rentcn von diesen Bezügen in Abzug gebracht werden sollen und da ist von Wichtigkeiteine
Entscheidung des Reichsversicherungsamts,die in letzter Zeit in einem DüsseldorferFalle ergangen
ist und die allerdings bestimmt,daß das Recht auf Bezug der Invaliden- und Altersrente so lange
und so weit ruht, als dem Arbeiter von anderer Seite selbst freiwillige Bezüge zufließen, die
mehr wie das ? ^2 fache des Grundbetrages der Invaliden- und Altersrente ausmachen. Der
Grundbetrag der Renten beläuft sich in der I. bis V. Lohnklasse von 60 Mark bis auf 100 Mark.
Das 7 V2 fache würde sich mithin von 450 Mark bis zu 750 Mark belaufen. Höhere Beträge
wie von 450 bis zu 750 Mark können mithin auf Grund der Ihnen vorliegenden Grundsätzeden
Arbeitern nicht gewährt werden, weil das ein Ruhen der Rente und damit einen ungerechtfertigten
Vortheil für die Versicherungsanstaltnach sich ziehen würde.

Meine Herren! In § 3 der Grundsätzeist nunmehr ausgesprochen, daß eine Anrechnung
und ein Abzug der Renten stattfinden soll. In dieser Beziehung hat Ihre Kommissiongeglaubt,
etwas über den Vorschlag des Provinzialausschusscshinausgehenzu sollen, indem sie den Provin-
zialausschuß ermächtigt — Sie finden das in Drucksache 85 ausgeführt — in geeigneten Fällen
von dem Abzug dieser Renten absehen zu dürfen. Ihre Kommission ist der Ueberzeugung gewesen,
daß in vielen Fällen dieses Unterstützungsgeld,das den Arbeitern gewährt wird, dessen Mindest-
bctrag sich auf 200 Mark beläuft, doch ein so niedriges ist, daß Fälle vorliegen können, wo der
Arbeiter und seine Familie dadurch doch nicht vor der äußerstenNoth geschützt ist und solche Fälle
glaubte Ihre Kommission treffen zu sollen, indem sie diese Ermächtigung hineingebracht hat, daß also,
falls das 7'/2 fache des Grundbetrages der Rente nicht erreicht ist, noch eine gewisse Erhöhung
auf Grund eines Beschlusses des Provinzialausschusscseintreten kann.

Meine Herren! Was schließlich nun noch die finanzielle Wirkung der ganzen Maß¬
nahme betrifft, so finden Sie auf Seite 4 der Begründung einige Notizen, Voranschicken muß
ich, daß sich mit völliger Sicherheit ein zifsennäßigerNachweis der Belastung der Rheinprovinz
durch die Uebernahmedieser Invaliden- und Hinterbliebenenfürsorgcnicht erbringen läßt. Hervor¬
zuheben ist aber doch, daß in den Jahren vom 1. April 1894 bis zum 1. April 1900, also in
den letzten 6 Jahren, nur 30 Arbeiter infolge Todes und 40 Arbeiter infolge Invalidität aus
dem Dienste der Rheinurouinz ausgeschiedensind. Von den ersteren 30 Arbeitern sind auch
30 Wittwen vorhanden, denen also die Wohlthat dieser Versorgung zu theil werden würde, mit
35 Kindern unter 15 Jahren,

Das Durchschnittsalterder Arbeiter beläuft sich nach der Anlage II auf 54 Jahre und
e.inen Bruchtheil und die Durchschnittszeit, in der die Arbeiter im Dienst der Provinz stehen bezw.
gestandenhaben, auf 17 Jahre. Die Gesammtzahlder Arbeiter, die von dieser Wohlthat Gebrauch
machen würden — es sind das besondersdie Straßenwärter, die Irrenpfleger und -Pflegerinnen:c.
— beläuft sich auf 1737 und der Durchschnittslohnauf 763 Mark 20 Pfg.-

Mit Rücksicht hierauf dürfte doch anzunehmen sein, wenn auch, wie gesagt, sich ein
ziffermäßigerNachweisnicht erbringen läßt, daß die Belastung der Provinz keine so große werden
würde, daß man etwa deswegen zu der Ablehnung dieser eminent socialpolitischcn Maßnahme
gelangen müßte, und umsomehr wird sich die Belastung der Provinz vermindern, als ja in den
weitaus meisten Fällen die Altersrenten, Invalidenrenten und Unfallrenten von den Leistungen
der Provinz vorweg in Abzug gebracht weiden sollen.

Meine Herreu! Zum Schluß hat Ihre Kommission geglaubt, doch noch eine gewisseUeber-
gangsbestimmungder Annahme des hohen Hauses empfehlen zu sollen. Es dürfte doch als eine
Härte empfunden weiden, wenn diese Grundsätze strikt mit dem 1. April d. I. in Kraft treten
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sollten. Es kann doch vorkommen, daß z. B. ein Arbeiter heute oder morgen in Folge von
Invalidität oder Todes aus dem Dienste der Provinzialuerwaltungausscheidetund es würde doch wohl
mit Recht sehr beklagt weiden müssen, wenn diesen Leuten nicht auch in dringenden Fällen ein Unter¬
stützungsgeldauf Grund der fraglichen Bestimmungenzu theil werden sollte. Meine Herren, es
wird sich ja dabei nur um verhältnißmäßig geringe Beträge handeln, die in Ausnahmefällenzu
gewährensind. Ihre Kommission hat aber doch geglaubt, in Form einer Resolution dem Provin-
zialausschußdie Ermächtigungertheilen zu sollen, auch während der Uebergangsperiodedie Unter¬
stützungen nach Maßgabe dieser Grundsätzeauch vor dem 1. April d. I. den bedürftigenArbeitern
zu theil weiden zu lassen.

Meine Herren! Ihre Kommission war von der Ueberzeugungdurchdrungen, daß die
Annahme des Vorschlages des Provinzialausschussesmit dem Zusatz, den die Kommissionihm
gegeben hat, und mit der Resolution sich als ein hervorragenderSchritt auf dem Gebiet der
kommunalen Sozialpolitik darstellt, der dazu beitragen wird, einerseits die Zufriedenheit der
Arbeiter wesentlich zu erhöhen, andererseits der Provinz, wie ich schon im Anfang meiner Aus¬
führungen erwähnte, auch einen Stamm von tüchtigen, zuverlässigen,mit ihren Obliegenheiten
vertrauten Arbeitern zu sichern.

Meine Herren, mit Rücksicht hierauf möchte ich Ihnen namens der III. Fachkommission
die Annahme sowohl des Beschlussesdas Provinzialausschussesmit dem Zusatz der Kommission
als auch der Resolution, wie sie in der DruchsacheNummer 85 Ihnen vorliegt, wärmstens
empfehlen. (Bravo.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich frage, ob Jemand dazu noch das Wort wünscht.—
Es ist auch nicht der Fall. Dann nehme ich an, daß der hohe Landtag auch diese Anträge des
Ausschusses resp, der III. Fachkommission einstimmiggenehmigt.

Wir kommen zum letzten Punkt unserer Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend die Bewilligung einer Beihülfe zur Beschleuni¬
gung der geologisch-agronomischen Aufnahmearbeiten in der Rhein¬
provinz.

Herr Abgeordneter Wandesleben ist Berichterstatter. Ich ersuche ihn, seinen Bericht
vorzutragen.

BerichterstatterAbgeordneterWandesleben: Meine Herren! Unsere Provinz ist von
der verstorbenen Excellenz Beighauptmann Dechen, geognostisch vollständig kartographirt und
erläutert. Die Kartirungen haben aber häufig Fehler gezeigt, sind außerdem in einem Maßstabe
von 1 : 80000 entworfen,während die der Landesgeologiein einem solchen von 1 : 25 000, also
viel übersichtlicher gezeichnet sind.

Wie der Provinzialausschußin seinem Bericht und Antrag richtig sagt, hat Landwirthschaft,
Industrie und im besonderendie Provinzial-Straßenbauuerwaltung ein großes Interesse an diesen
geologischen Aufnahmen. Bei dem Bergrutsch unweit Urbar konnte unsere Bauvcrwaltung aus
der geologischenKarte der dortigen Gegend sich ein Urtheil darüber bilden: Was ist jetzt zu thun
und was muß ferner geschehen, um diesem in unserer Provinz in seiner Größe allein dastehenden
Erdrutsch ein Ziel zu setzen.

Außer den vorerwähnten Gründen ist die pekuniäre Unterstützungder so wichtigen und
interessantenAufnahmenund Kartirungen im Interesse der Wissenschaftschon des geschichtlichen
Werthes wegen sehr zu empfehlen.
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Wohl mit Recht hat der Provinzialausschußgeglaubt, wegen des bedeutendenZuschusses
diese Sache dem Landtage zur Genehmigung unterbreiten zu sollen, und die Kommission hat in
Würdigung dieses Standpunktes aus den erwähntenGründen beschlossen,Ihnen vorzuschlagen, den
Antrag dahin lautend:

„Der Prouinzillllandtag wolle dem Antrage der König!. Staatsregierung gemäß, zunächst
auf die Dauer von 6 Jahren vom 1. April 1901 ab, zum Zwecke der thunlichsten
Beschleunigungder geologisch-agronomischeu Aufnahme-Arbeitenin der Rheinprovinz
für die geologische Lcmdesanstalt zu Berlin einen Beitrag von 5400 Mark jährlich
zu den Besoldungenund Tagegeldern für Hülfsgcologenbewilligenund die Einstellung
dieses Betrages in den Haushaltsplan der Straßenvcrwaltuug genehmigen"

anzunehmen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: WünschtJemand hierzu das Wort? — Wenn das nicht

der Fall ist, dann nehme ich an, daß der Antrag auf Bewilligung von 5400 Mark zu diesen
Arbeiten, wie ihn die Fachkommission Ihnen vorgeschlagen hat, hiermit einstimmiggenehmigt ist.

Wir stehen am Ende unserer Tagesordnung,
Ich habe Ihnen die Tagesordnung für Montag mitzutheilen. Montag hätten wir zunächst:
Eingänge; dann:
Antrag der 1, Fachtommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegen¬

heiten, welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft betreffen.
Antrag der I. Fachkommission zu dein Haushaltsplan für die Verwaltung der Provinzial-

museen zu Bonn und Trier.
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,

betreffenddie Erweiterung des Provinzialmuseumsin Trier.
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-Heil- und Pflege-

anstalten zu Andernach, Bonn, Düren, Galkhausen, Grafenberg und Merzig.
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,

betreffend die Aufnahme einer Anleihe von 6^/2 Millionen Mark zur Deckungder
vorläufigen Kosten der von dem 39., 40. und 41. Provinziallandtage beschlossenen
Bauten, sowie zur Bestreitung einiger weiterer baulicher Bedürfnisse.

Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Ermächtigung des Provinzialausfchusses zur Veräußerung einer zu der
Provinzial-Heil- und Pflegcanstalt Grafenberg gehörendenParzelle an die Stadt
Düsseldorf.

Antrag der III. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung und Unter¬
haltung der Provinzialstrahen nebst

Anlage ^., Voranschlag über die Verwendung des Fonds für den Neubau von
Provinzialstraßen,

Anlage L, Voranschlagüber die Verwendung des Eisenbahnfonds,
Anlage 0, Voranschlag über die Verwendung des Fonds zur Unterstützungdes

Gemeinde-und Kreiswegebaues.
Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,

betreffenddie Aufnahme einer Anleihe für die Zwecke der Strahenverwaltung.
Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,

betreffenddie Uebertragungdes Eigenthums der in die Verwaltung und Unterhaltung
12
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engerer Kommunalverbände abgetretenen und noch abzutretenden Provinzialstraßen-
strecken an diese Verbände.

Antrag der IV. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Organisation des landwirthschaftlichenWinterschulwesensund des
Wanderlehrthums in der Rheinprovinz.

Antrag der IV. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der land¬
wirthschaftlichen Angelegenheiten— nebst

Anlage ^, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und Obstbauschulc in Trier,
Anlage L, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und Obstbauschulein Kreuznach.

Antrag der II. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusscs,
betreffend die Wahl eines anderen Terrains für die vom 40, Provinziallandlag
beschlosseneProvinzialanstalt für Epileptischeund Geisteskranke an Stelle von „Haus
Fichtenhain" bei Krefeld.

Antrag des Provinzialausschussesauf Vornahme einer Ersatzwahl für den Provinzial-
ausschuß.

Antrag des Provinzialausschussesauf Vornahme der Wahl des Vorsitzendendes Pro¬
vinzialausschusscs.

Also, meine Herren, am Montag um 1 Uhr würde hier die Plenarsitzung beginnen und
vorher, wie verabredet, die andere Sitzung stattfinden.

(AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Sollen denn nun die Wahlen
selbst stattfinden?)

Ja.
(AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Dann muß doch noch dabei

stehen „und Vornahme der Wahl"!)
Das steht ja da, „auf Vornahme der Wahl".
(AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: „Antrag auf Vornahme!")
— Antrag des Provinzialausschussesauf Vornahme der Wahl des Vorsitzendendes

Provinzialausschusses,
Meine Herren! Ich schließe die Sitzung.

(Schluß 11 Uhr 40 Minuten.)
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